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I. Zusammengefasster Lagebericht  
der Groß & Partner Grundstücksentwicklungsgesellschaft mbH  

für das Geschäftsjahr 202 5 
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5.2 Risiken 
 
Die von der Geschäftsführung gesehenen Risiken werden im Folgenden in absteigender Reihen-
folge ihrer Bedeutung für den Konzern beschrieben. Die Risikoeinschätzung hat sich insbesondere 
aufgrund des geänderten Zinsumfeldes und Finanzierungsumstrukturierungen verändert. Insge-
samt sieht die Geschäftsführung die unten genannten Risiken als beherrschbar an. 
 
5.2.1 Einschätzung Risikosituation T2  
 
Die Finanzierungsstruktur des FOUR Teilprojekts T2 wurde im Geschäftsjahr 2025 neu geordnet. 
In diesem Zusammenhang konnte durch den Einstieg eines neuen Finanzierungspartners eine Fort-
führung der Finanzierung aufgrund des geänderten Zinsumfeldes sichergestellt werden. Die Eini-
gung mit den bisherigen Finanzierungspartnern erfolgte im Geschäftsjahr 2025 und das Closing 
fand im Januar 2026 statt. 
 
Die im Vorjahr bestehende Unsicherheit hinsichtlich der weiteren Projektentwicklung konnte 
durch die eingeleiteten Maßnahmen deutlich reduziert werden, zumal die neu abgeschlossene 
Finanzierung mit einer Laufzeit bis 2029 zeitlich genügend Spielraum bietet, um die Neupositio-
nierung des Projektes erfolgreich umzusetzen. 
 
5.2.2 Einschätzung Risikosituation T3  
 
Für das FOUR Teilprojekt T3, das über die Projektgesellschaft G & P Terra Grundstücksentwicklung 
GmbH & Co. KG, Frankfurt am Main, abgewickelt und in den Konzernabschluss vollkonsolidiert 
wird, wurde die Finanzierung im Geschäftsjahr 2025 neu geordnet. In diesem Zusammenhang 
wurde das bestehende Mezzanine-Darlehen vollständig zurückgeführt und die verbleibende Fi-
nanzierung verlängert sowie durch Teiltilgungen weiter reduziert. 
 
Die hohe Verkaufsquote von rund 90 % zum Ende des Geschäftsjahres 2025 unterstreicht die 
erfolgreiche Vermarktung des Projekts und bildet eine wesentliche Grundlage für die stabile Fi-
nanzierungsstruktur. 
 
Die im Vorjahr bestehende Unsicherheit hinsichtlich der Refinanzierung konnte damit ausgeräumt 
werden. Aus Sicht der Geschäftsführung ist die Fortführungsfähigkeit der Projektgesellschaft so-
mit sichergestellt. 
 
5.2.3 Einschätzung Risikosituation KAIA  
 
Für das Projekt KAIA, das über die Projektgesellschaft G & P Delos GmbH & Co. KG, Frankfurt am 
Main, abgewickelt und in den Konzernabschluss vollkonsolidiert wird, wurde im Geschäftsjahr 
2025 eine finanzielle Neuausrichtung umgesetzt. In diesem Zusammenhang konnten die beste-
henden Fremd- und Mezzanine-Finanzierungen durch die Einbindung eines neuen Joint-Venture-
Partners abgelöst werden. 
 
Der neue Partner hat eine Minderheitsbeteiligung an der Projektgesellschaft übernommen, 
wodurch die Eigenkapitalbasis gestärkt und die Voraussetzungen für die weitere Projektumset-
zung unter aufgrund des geänderten Zinsumfeldes geschaffen wurden. 
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Risiken können sich insbesondere aus einzelnen Projektentwicklungsmaßnahmen ergeben. Dies-
bezüglich verfügt die Gesellschaft über ein Projekt Controllingsystem, das negative Entwicklungen 
wie beispielsweise Kostenüberschreitungen frühzeitig identifiziert, um geeignete Gegenmaßnah-
men einleiten zu können. Insoweit sieht die Geschäftsführung diese Risiken unverändert als mo-
derat. Das anhaltend hohe Kostenniveau für Bau- und Planungsleistungen bleibt weiterhin eine 
Herausforderung. 
 
Durch das nach wie vor herausfordernde Umfeld war es nicht möglich, einzelne Projekte im Rah-
men des geplanten Zeitraums zu veräußern. Mit den Finanzierungspartnern müssen Lösungen 
gefunden werden, entsprechende Verlängerungen der Finanzierungen zu vereinbaren. In diesem 
Zusammenhang ist oftmals die Einbringung neuer Eigenmittel erforderlich. 
 
5.2.7 Zinsänderungsrisiko  
 
Zinsänderungsrisiken können durch marktbedingte Schwankungen des Zinsniveaus entstehen. 
Aufgrund der Projektbearbeitungszeit von in der Regel mindestens drei bis vier Jahren und der 
Struktur der Projektfinanzierung, bei der die Gesamtfinanzierung in mehrere Tranchen mit unter-
schiedlichen Laufzeiten aufgeteilt werden kann, verfügt die Gesellschaft jedoch über genügend 
Flexibilität, um die Effekte von Zinsschwankungen zu begrenzen, weiterhin können entsprechende 
Absicherungsgeschäfte abgeschlossen werden. Zur Absicherung gegen Zinsänderungsrisiken wur-
den im Berichtsjahr bzw. bestanden zum 31.12.2025 entsprechende Zinssicherungsinstrumente. 
Zusammenfassend bleibt dieses Risiko aus der Sicht der Geschäftsführung und im Vergleich zum 
Vorjahr weiterhin moderat bestehen. 
 
5.2.8 Forderungsausfallrisiken  
 
Forderungsausfallrisiken in Bezug auf Endinvestoren sind aufgrund des Geschäftes der Groß & 
Partner-Gruppe von untergeordneter Bedeutung. Die Projektgesellschaften veräußern ihre Pro-
jekte an bonitätsmäßig einwandfreie, überwiegend institutionelle Anleger, bei denen es sich in 
der Regel um Tochtergesellschaften von Banken, um Pensionskassen, Versorgungswerke oder 
Versicherungen handelt. Weiterhin können diese Risiken durch Kaufpreissicherungsbürgschaften 
und Zug-um-Zug Geschäfte gegen die Übergabe des Projekts reduziert werden. Insoweit sieht die 
Geschäftsführung diese Risiken unverändert als gering. 
 
5.2.9 Liquiditätsrisiken  
 
Durch die gute Planbarkeit der Liquiditätsströme, die vorhandene Eigenkapitalausstattung sowie 
die zur Verfügung stehenden Kreditlinien auf Ebene der Gesamtgruppe werden die Liquiditätsri-
siken beherrscht. Die für Projektentwicklungen wichtigen Finanzierungspartner bieten derzeit un-
ter den gestiegenen Anforderungen in Bezug auf Eigenkapital und Risikominimierung ausrei-
chende Finanzierungsmöglichkeiten an. Groß & Partner kann dabei auf einen Kreis namhafter und 
verlässlicher Banken zurückgreifen. Insoweit sieht die Geschäftsführung diese Risiken, welche im 
Vorjahr noch als gering eingestuft wurden, als moderat. 
 
5.2.10 Geopolitische Risiken  
 
Geopolitische Spannungen, insbesondere im Nahen Osten, können durch steigende Energiepreise 
zu erhöhten Bau- und Materialkosten führen und damit die Wirtschaftlichkeit von Projektentwick-















 
 
 
 
 

 

 

 
 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

II. Konzern abschluss für das Geschäftsjahr  
vom 1. Januar bis 31. Dezember 202 5 
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Mietereinbauten Je nach Restlaufzeit des Mietvertrages 
Technische Anlagen 3 bis 10 Jahre 
Betriebs- und Geschäftsausstattung: 3 bis 8 Jahre 

 
Die Abschreibung der Anlage beginnt mit der Nutzungsbereitschaft. Die Restbuchwerte und 
wirtschaftlichen Nutzungsdauern werden zu jedem Bilanzstichtag überprüft und gegebenen-
falls angepasst. Übersteigt der Buchwert einer Sachanlage deren geschätzten erzielbaren Be-
trag, so wird er auf letzteren abgeschrieben. Der Abschreibungsaufwand wird gegebenenfalls 
für jeden wesentlichen Teil der Sachanlage getrennt ermittelt.  
 
Gewinne und Verluste aus Abgängen von Sachanlagen werden als Unterschiedsbetrag zwi-
schen den Veräußerungserlösen und den Buchwerten der Sachanlagen ermittelt und erfolgs-
wirksam erfasst, gegebenenfalls abzüglich direkt zurechenbarer Veräußerungskosten. 
 
2.7 Nutzungsrechte  
 
Die Gesellschaft hat verschiedene Miet- und Leasingverträge abgeschlossen, die seit dem Ge-
schäftsjahr 2019 nach IFRS 16 bilanziert werden und woraus sich entsprechende Nutzungs-
rechte ergeben haben. Zur bilanziellen Behandlung wird auf die Erläuterungen unter 2.21 ver-
wiesen. 
 
2.8 Wertminderung nicht -finanzieller Vermögenswerte  
 
Vermögenswerte, die einer planmäßigen Abschreibung unterliegen, werden auf Wertminde-
rungen geprüft, wenn entsprechende Ereignisse bzw. Änderungen der Umstände anzeigen, 
dass der Buchwert gegebenenfalls nicht mehr erzielbar ist. Die Wertminderung wird in Höhe 
der Differenz zwischen dem tatsächlich erzielbaren Betrag und dem Buchwert erfasst. Der er-
zielbare Betrag ist der höhere Betrag aus dem beizulegenden Zeitwert des Vermögenswerts 
abzüglich Verkaufskosten und dem Nutzungswert. Zur Ermittlung des Nutzungswertes werden 
die geschätzten künftigen Zahlungsströme mit dem aktuellen Marktzinssatz, der die spezifi-
schen Risiken des Vermögenswertes reflektiert, auf den Barwert abgezinst. 
 
Für den Werthaltigkeitstest werden Vermögenswerte auf der niedrigsten Ebene zusammenge-
fasst, für die Cash-Flows separat identifiziert werden können (zahlungsmittelgenerierende Ein-
heiten; diese entsprechen i.d.R. dem jeweiligen Grundstück). Mit Ausnahme eines ggf. vorhan-
denen Goodwills wird für nicht -monetäre Vermögenswerte, für die in der Vergangenheit eine 
Wertminderung gebucht wurde, zu jedem Bilanzstichtag überprüft, ob ggf. eine Wertaufho-
lung zu erfolgen hat, falls die Gründe für eine in den Vorjahren vorgenommene außerplanmä-
ßige Abschreibung entfallen sind. 
 
Bei einer möglichen späteren Erhöhung des erzielbaren Betrages wird der Buchwert des Ver-
mögenswertes (der zahlungsmittelgenerierenden Einheit) auf den neu geschätzten erzielbaren 
Betrag erhöht. Die Erhöhung des Buchwerts beschränkt sich dabei auf den Wert, der angesetzt 
worden wäre, wenn für den Vermögenswert (der zahlungsmittelgenerierenden Einheit) in den 
Vorjahren kein Wertminderungsaufwand erfasst worden wäre. Die Zuschreibung wird sofort 
erfolgswirksam erfasst. 
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2.9 At -Equity bilanzierte Beteiligungen  
 
Die Anteile an assoziierten Unternehmen und Joint Ventures wurden nach der Equity-Methode 
mit dem fortgeführten Buchwert berücksichtigt. Der Wertansatz der Anteile an diesen Unter-
nehmen verändert sich ergebniswirksam um den Betrag der anteiligen Jahresergebnisse sowie 
der Ab- und Zuschreibungen auf den Beteiligungsbuchwert; Dividendenausschüttungen und 
Abschreibungen auf den Firmenwert verringern den Wertansatz. Sofern die Abschlüsse der 
assoziierten Unternehmen und Joint Ventures nicht rechtzeitig vorliegen, erfolgt die Berück-
sichtigung der anteiligen Gewinne oder Verluste auf der Basis einer zuverlässigen Schätzung. 
 
2.10 Vorräte  
 
In den Vorräten werden hauptsächlich unfertige Leistungen und Vorratsgrundstücke ausge-
wiesen.  
 
Groß & Partner weist als unfertige Leistungen solche Vermögenswerte aus, die zum kurzfristi-
gen Verkauf bzw. zur kurzfristigen Abrechnung im Rahmen der gewöhnlichen Geschäftstätig-
keit gehalten werden. Hierbei handelt es sich typischerweise um Immobilien mit Entwicklungs-
potential zur späteren Veräußerung an Investoren. 
 
Unfertige Leistungen werden zum niedrigeren Wert aus Anschaffungs- bzw. Herstellungskos-
ten und Nettoveräußerungswert angesetzt. In die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten wer-
den alle Kosten des Erwerbs bzw. der Herstellung einbezogen, die angefallen sind, um die 
unfertigen Leistungen in ihren derzeitigen Zustand zu versetzen. Die Kosten der Herstellung 
der unfertigen Leistungen umfassen die Kosten, die den Produktions- bzw. Abrechnungsein-
heiten direkt zuzurechnen sind sowie systematisch zugerechnete fixe und variable Gemeinkos-
ten. Die Herstellungskosten bestehen in erster Linie aus weiterbelastbaren Fremdkosten sowie 
Gehältern und sonstigen Kosten des Personals, das unmittelbar für die Leistungserbringung 
eingesetzt ist. Gehälter und sonstige Kosten des Vertriebspersonals und der allgemeinen Ver-
waltung werden nicht einbezogen, sondern in der Periode ihres Anfalls als Aufwendungen 
erfasst. Die Herstellungskosten umfassen außerdem weder Gewinnmargen noch nicht zuzu-
rechnende Gemeinkosten. 
 
Ist der Grund für eine Wertminderung nachträglich weggefallen, wird eine Zuschreibung bis 
maximal zu den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten vorgenommen. 
 
2.11 Vorratsgrundstücke  
 
Vorratsgrundstücke als Teil der Bilanzposition Vorräte werden zum niedrigeren Wert aus An-
schaffungskosten und Nettoveräußerungswert angesetzt. In die Anschaffungskosten werden 
alle Kosten des Erwerbs bzw. der Herrichtung der Grundstücke sowie sonstige Kosten einbe-
zogen, die angefallen sind, um die Grundstücke in ihren derzeitigen Zustand zu versetzen. Die 
Kosten des Erwerbs der Vorratsgrundstücke umfassen den Kaufpreis, die Grunderwerbsteuer 
sowie sonstige Transaktionskosten, die dem Erwerb unmittelbar zugerechnet werden können. 
Preisnachlässe und Erstattungen werden bei der Ermittlung der Kosten des Erwerbs der Grund-
stücke abgezogen. Der Nettoveräußerungswert ist der geschätzte, im normalen Geschäftsver-
lauf erzielbare Verkaufserlös abzüglich der notwendigen variablen Vertriebskosten.  
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mittelzufluss führen, äußern sich im Regelfall durch Zahlungsschwierigkeiten, Nichterfüllung, 
wahrscheinliche Insolvenz oder Vertragsbruch. 
 
Die sonstigen finanziellen Vermögenswerte sind mit den fortgeführten Anschaffungskosten 
bewertet. 
 
2.14 Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente  
 
Die Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente (liquiden Mittel) umfassen Bargeld, Sichtein-
lagen, andere kurzfristige hochliquide finanzielle Vermögenswerte mit einer ursprünglichen 
Laufzeit von maximal drei Monaten und unterliegen nur unwesentlichen Wertschwankungen. 
Die Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente sind mit dem Nominalwert ausgewiesen. 
 
Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente unterliegen ebenfalls den Wertminderungsvor-
schriften von IFRS 9. Aktuell werden Zahlungsmittelsalden mangels Notwendigkeit und wegen 
unwesentlicher Auswirkungen von Wertminderungen nicht wertberichtigt. 
 
2.15 Eigenkapital  
 
Als Eigenkapital wurden nur solche Finanzinstrumente ausgewiesen, die keine vertragliche Ver-
pflichtung enthalten, flüssige Mittel oder andere finanzielle Vermögenswerte an eine andere 
Partei abzugeben oder finanzielle Vermögenswerte oder Schulden zu für Groß & Partner po-
tentiell nachteiligen Bedingungen zu tauschen. 
 
2.16 Schulden 
 
Schulden aus Lieferungen und Leistungen sind Zahlungsverpflichtungen für Güter und Leistun-
gen, die im gewöhnlichen Geschäftsverkehr erworben wurden. Die Verbindlichkeiten werden 
als kurzfristige Schulden klassifiziert, wenn die Zahlungsverpflichtung innerhalb von einem Jahr 
oder weniger fällig ist. Andernfalls werden sie als langfristige Schulden bilanziert. 
 
Schulden aus Lieferungen und Leistungen und sonstige Schulden werden bei ihrem erstmaligen 
Ansatz zum beizulegenden Zeitwert bewertet. Sonstige finanzielle Schulden werden bei ihrem 
erstmaligen Ansatz zum beizulegenden Zeitwert und nach Abzug von Transaktionskosten an-
gesetzt. 
 
In den Folgeperioden werden die Schulden grundsätzlich zu fortgeführten Anschaffungskosten 
bewertet. Bei sonstigen finanziellen Schulden wird jede Differenz zwischen dem Auszahlungs-
betrag (nach Abzug von Transaktionskosten) und dem Rückzahlungsbetrag über die Laufzeit 
unter Anwendung der Effektivzinsmethode in der Gewinn- und Verlustrechnung erfasst.  
 
2.17 Sonstige Rückstellungen  
 
Rückstellungen werden gebildet, soweit der Konzern eine gegenwärtig rechtliche oder fakti-
sche Verpflichtung gegenüber Dritten hat, die aus einem vergangenen Ereignis resultiert, die 
Wahrscheinlichkeit, dass die Begleichung der Verpflichtung zu einer Vermögensbelastung füh-
ren wird, über 50% liegt und die Höhe der Rückstellung verlässlich ermittelt werden konnte. 
Die Bewertung erfolgt auf der Grundlage des Erfüllungsbetrags mit der höchsten Eintrittswahr-
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scheinlichkeit (Einzelrisiken) bzw. mit dem Erwartungswert der Erfüllungsbeträge (Massenrisi-
ken). 
 
Bei Groß & Partner werden die branchenüblichen Gewährleistungsvereinbarungen über 5 Jahre 
für die Bauleistung und über 10 Jahre für Dach- und Fassadenleistungen abgeschlossen. Für 
die daraus resultierenden Massenrisiken wird bis zum Ende der Gewährleistungsfrist eine Rück-
stellung gebildet. Die Bewertung der Verpflichtung erfolgt zu produktionsbezogenen Vollkos-
ten. Sofern es sich um einen einzelnen Gewährleistungsfall handelt, wird die Verpflichtung zum 
wahrscheinlichsten Erfüllungsbetrag bewertet. Die Erfahrungswerte der Vergangenheit werden 
bei der Bewertung berücksichtigt. 
 
Die langfristigen Rückstellungen werden zum Barwert der erwarteten Ausgaben bewertet. Aus 
der reinen Aufzinsung resultierende Erhöhungen der Rückstellungen werden erfolgswirksam 
in der Gewinn- und Verlustrechnung als Zinsaufwendungen erfasst. 
 
2.18 Leistungen an Arbeitnehmer nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses  
 
Im Konzern existieren ausschließlich beitragsorientierte Altersversorgungssysteme. Groß & Part-
ner leistet die gesetzlichen Beiträge zur Rentenversicherung der Arbeitnehmer. Der Konzern 
hat über die Zahlung der Beiträge hinaus keine weiteren Zahlungsverpflichtungen. Die Beiträge 
werden bei Fälligkeit im Personalaufwand erfasst. 
 
2.19 Latente Steuerforderungen und latente Steuerschulden  
 
Die latenten Steuern umfassen zu erwartende Steuerzahlungen oder -erstattungen aus tempo-
rären Bewertungsunterschieden zwischen der Konzernbilanz und den Steuerbilanzen sowie 
ggf. aus der Nutzung von Verlustvorträgen. 
 
Latente Steuern werden für alle temporären Differenzen zwischen dem Steuerwert der Vermö-
genswerte bzw. Schulden und ihren Buchwerten im IFRS-Abschluss angesetzt (Verbindlichkei-
ten-Methode). Wenn jedoch im Rahmen einer Transaktion, die keinen Unternehmenszusam-
menschluss darstellt, eine latente Steuer aus dem erstmaligen Ansatz eines Vermögenswerts 
oder einer Verbindlichkeit entsteht, die zum Zeitpunkt der Transaktion weder einen Effekt auf 
den bilanziellen noch auf den steuerlichen Gewinn oder Verlust hat, unterbleibt die Bildung 
von latenten Steuern zum Zeitpunkt des Erstansatzes. Die aktiven und passiven latenten Steu-
ern werden mit den zukünftig gültigen Steuersätzen bewertet, wobei Steuersatzänderungen 
grundsätzlich erst zum Zeitpunkt des effektiven Inkrafttretens der Gesetzesänderung berück-
sichtigt werden. 
 
Latente Steuerforderungen werden in dem Umfang angesetzt, in dem es wahrscheinlich ist, 
dass ein zu versteuernder Gewinn verfügbar sein wird, gegen den die temporäre Differenz bzw. 
der Verlustvortrag verwendet werden kann. 
 
Latente Steuerschulden, die durch temporäre Differenzen im Zusammenhang mit Beteiligun-
gen an Tochterunternehmen sowie assoziierten Unternehmen und Joint Ventures entstehen, 
werden angesetzt, es sei denn, dass der Zeitpunkt der Umkehrung der temporären Differenzen 
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(d) Entkonsolidierungserfolge Projektgesellschaften  
Gewinne bzw. Verluste aus Entkonsolidierung werden netto unter den sonstigen Erträgen bzw. 
unter den sonstigen Aufwendungen gemäß IFRS 10 ausgewiesen.  
 
2.22 Leasingverhältnisse  
 
Groß & Partner hat weder als Leasinggeber noch als Leasingnehmer Sale-and-Lease-Back-
Transaktionen, bei denen ein wesentlicher Anteil der Risiken und Chancen, die mit dem Eigen-
tum am Leasingobjekt verbunden sind, beim Leasinggeber verbleibt, abgeschlossen. 
 
Groß & Partner ist als Leasinggeber keine Finanzierungs-Leasingverhältnisse eingegangen, bei 
denen wirtschaftlich der Vertrag als Darlehen des Leasinggebers an den Leasingnehmer anzu-
sehen ist und die Übertragung des Eigentums lediglich als Sicherheit dient. 
 
Als Leasingnehmer least der Konzern Vermögenswerte wie beispielsweise Bürogebäude und -
einrichtungen sowie Kraftfahrzeuge. 
 
2.22.1 Definition eines Leasingverhältnisses  
 
Bei Vertragsbeginn beurteilt Groß & Partner, ob der Vertrag ein Leasingverhältnis begründet 
oder beinhaltet. Dies ist der Fall, wenn der Vertrag dazu berechtigt, die Nutzung eines identifi-
zierten Vermögenswertes gegen Zahlung eines Entgeltes für einen bestimmten Zeitraum zu 
kontrollieren. Um zu beurteilen, ob ein Vertrag das Recht zur Kontrolle eines identifizierten 
Vermögenswertes beinhaltet, legt der Konzern die Definition eines Leasingverhältnisses nach 
IFRS 16 zugrunde. 
 
Diese Methode wird auf Verträge angewendet, die nach dem 1. Januar 2019 geschlossen wur-
den. 
 
2.22.2 Leasingverhältnis als Leasingnehmer  
 
Am Bereitstellungsdatum oder bei Änderung eines Vertrages, der eine Leasingkomponente 
enthält, wird das vertraglich vereinbarte Entgelt in eine Leasingkomponente und eine Nichtlea-
singkomponente aufgeteilt. Diese Trennung erfolgt aus Vereinfachungsgründen nicht für Be-
triebs- und Geschäftsausstattung.  
 
Danach erfasst der Konzern einen Vermögenswert für das gewährte Nutzungsrecht sowie eine 
Leasingverbindlichkeit. Das Nutzungsrecht wird zu diesem Zeitpunkt zu Anschaffungskosten 
bewertet, die der erstmaligen Bewertung der Leasingverbindlichkeit entsprechen, angepasst 
um am oder vor dem Bereitstellungsdatum geleistete Zahlungen, zuzüglich etwaiger anfängli-
cher direkter Kosten abzüglich etwaiger erhaltener Leasinganreize. 
 
Anschließend wird das Nutzungsrecht vom Bereitstellungsdatum bis zum Ende des Leasingzeit-
raums linear abgeschrieben, es sei denn, das Eigentum an dem zugrundeliegenden Vermö-
genswert geht zum Ende der Laufzeit des Leasingverhältnisses auf den Konzern über oder in 
den Kosten des Nutzungsrechtes ist berücksichtigt, dass der Konzern eine Kaufoption wahr-
nehmen wird. In diesem Fall wird das Nutzungsrecht über die Nutzungsdauer des zugrundelie-
genden Vermögenswertes abgeschrieben, welche nach den Vorschriften für Sachanlagen er-
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mittelt wird. Zusätzlich wird das Nutzungsrecht fortlaufend um Wertminderungen, sofern not-
wendig, berichtigt und um bestimmte Neubewertungen der Leasingverbindlichkeit angepasst. 
 
Erstmalig wird die Leasingverbindlichkeit zum Barwert der am Bereitstellungsdatum noch nicht 
geleisteten Leasingzahlungen, abgezinst mit dem Leasingverhältnis zugrundeliegenden Zins-
satz oder, wenn sich dieser nicht ohne Weiteres bestimmen lässt, mit dem Grenzfremdkapital-
zinssatz des Konzerns. Normalerweise nutzt der Konzern seinen Grenzfremdkapitalzinssatz als 
Abzinsungssatz. 
 
Die in die Bewertung der Leasingverbindlichkeit einbezogenen Leasingzahlungen umfassen 
feste Zahlungen und Leasingzahlungen für eine Verlängerungsoption, wenn der Konzern hin-
reichend sicher ist, diese auszuüben. 
 
Die Leasingverbindlichkeit wird zum fortgeführten Buchwert unter Nutzung des beschriebenen 
Abzinsungssatzes bewertet. Sie wird neu bewertet, wenn der Konzern seine Einschätzung über 
die Ausübung einer Kauf-, Verlängerungs- oder Kündigungsoption ändert oder sich eine de 
facto feste Leasingzahlung ändert. 
 
Bei einer solchen Neubewertung der Leasingverbindlichkeit wird eine entsprechende Anpas-
sung des Buchwertes des Nutzungsrechtes vorgenommen bzw. wird diese erfolgswirksam vor-
genommen, wenn sich der Buchwert des Nutzungsrechtes auf Null verringert hat. 
 
Nutzungsrechte und Leasingverbindlichkeiten für Leasingverhältnisse, denen Vermögenswerte 
von geringem Wert oder kurzfristige Leasingverhältnisse zugrunde liegen, werden nicht ange-
setzt. Der Konzern erfasst die mit diesen Leasingverhältnissen in Zusammenhang stehenden 
Leasingzahlungen über die Laufzeit des Leasingverhältnisses linear als Aufwand. 
 
Für die Leasingverhältnisse von Betriebs- und Geschäftsausstattung (wie z.B. Drucker) nimmt 
der Konzern die Ausnahmeregelungen in Anspruch und verzichtet auf eine Trennung der Nicht-
leasing-komponenten. Stattdessen wurden die Leasing- und Nichtleasingkomponenten jeweils 
als eine einzige Leasingkomponente bilanziert. 
 
Groß & Partner verfügt über eine Vielzahl von KFZ-Leasingverträgen. Aus Vereinfachungsgrün-
den hat der Konzern den Leasingstandard auf ein Portfolio von KFZ-Leasingverträgen ange-
wendet, da nach vernünftiger Einschätzung erwartet wird, dass sich die buchhalterischen Aus-
wirkungen auf das Portfolio als Ganzes nicht wesentlich von den Auswirkungen der Anwen-
dung des IFRS 16 auf jedes einzelne Leasingverhältnis des Portfolios unterscheiden würde. 
 
2.22.3 Leasingverhältnis als Leasinggeber  
 
Wenn der Konzern als Leasinggeber auftritt, stuft er bei Vertragsbeginn jedes Leasingverhältnis 
entweder als Finanzierungsleasing oder als Operating-Leasingverhältnis ein. 
 
Zur Einstufung jedes Leasingverhältnisses hat der Konzern eine Gesamteinschätzung vorge-
nommen, ob das Leasingverhältnis im Wesentlichen alle Risiken und Chancen, die mit dem 
Eigentum an dem zugrundeliegenden Vermögenswert bzw. aus dem Nutzungsrecht aus dem 
Hauptleasingvertrag verbunden sind, überträgt. Wenn dies der Fall ist, wird das Leasingverhält-
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nis als Finanzierungsleasing eingestuft, andernfalls als Operating-Leasingverhältnis. Im Rahmen 
dieser Beurteilung berücksichtigt der Konzern bestimmte Indikatoren, wie zum Beispiel, ob das 
Leasingverhältnis den überwiegenden Teil der wirtschaftlichen Nutzungsdauer des Vermögens-
wertes umfasst. 
 
Der Konzern bilanziert das Hauptleasingverhältnis und das Unterleasingverhältnis separat, 
wenn er als zwischengeschalteter Leasinggeber auftritt. Groß & Partner stuft das Unterleasing-
verhältnis auf Grundlage seines Nutzungsrechtes aus dem Hauptleasingverhältnis und nicht auf 
Grundlage des zugrundeliegenden Vermögenswertes ein. Wenn es sich bei dem Hauptleasing-
verhältnis um ein kurzfristiges Leasingverhältnis handelt, auf das der Konzern die oben be-
schriebene Ausnahme anwendet, stuft er das Unterleasingverhältnis als Operating-Leasingver-
hältnis ein. Ebenfalls wird das Unterleasingverhältnis als Operating-Leasingverhältnis klassifi-
ziert, wenn der überwiegende Teil der wirtschaftlichen Nutzungsdauer aus dem Hauptleasing-
vertrag nicht auf den Leasingnehmer im Rahmen des Unterleasingverhältnisses übertragen 
wird. 
 
Leasingzahlungen aus Operating-Leasingverhältnissen werden vom Konzern über die Laufzeit 
des Leasingverhältnisses linear als Ertrag in den Umsatzerlösen erfasst. 
 
Die Gesellschaft hat verschiedene Miet- und Leasingverträge unter anderem für Büroräume 
und Stellplätze abgeschlossen und vermietet diese teilweise an Dritte weiter. Aus Leasingge-
bersicht werden sämtliche Leasingverhältnisse als Operating-Leasingverhältnisse eingestuft, da 
diese nicht die mit dem Hauptleasingvertrag verbundenen wesentlichen Risiken und Chancen 
übertragen. 
 
2.23 Dividendenausschüttungen  
 
Ansprüche der Anteilseigner auf Dividendenausschüttungen werden grundsätzlich in der Peri-
ode als Verbindlichkeit erfasst, in der die entsprechende Beschlussfassung erfolgt ist. In der 
Berichtsperiode wurden wie im Vorjahr keine Ausschüttungen beschlossen und auch nicht 
durchgeführt. 
 
 
3 Finanzrisikomanagement  
 
3.1 Qualitative Angaben  
 
Auf die Risikoberichterstattung im Lagebericht wird ergänzend verwiesen. 
 
Als Grundlage für die externe Risikoberichterstattung werden die Informationen herangezo-
gen, die intern an die Mitglieder der Geschäftsleitung des Unternehmens zur Risikosteuerung 
weitergeleitet werden (Management Approach). Das von der Geschäftsführung eingerichtete 
Risikomanagementsystem gewährleistet die Erkennung, Analyse und Kommunikation der Risi-
ken. Durch das Risikomanagement wird sichergestellt, dass durch die eingegangenen und 
künftig anfallenden Risiken der Konzern nicht nachhaltig in seinen Aktiv itäten geschwächt 
wird. Die Steuerung von Risiken wird insbesondere durch eine klare Trennung von ausführen-
den und überwachenden Funktionen gewährleistet. Der implementierte Risikomanagement-
prozess umfasst neben der Projektplanung insbesondere die interne Berichterstattung in Form 
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von Soll-/Ist-Vergleichen. Die Steuerung der Mittelbeschaffung am Kapitalmarkt erfolgt grund-
sätzlich projektbezogen. Im Rahmen der Risikoidentifikation wurde eine umfassende Bestands-
aufnahme der finanziellen Risikopositionen vorgenommen. Die identifizierten Risiken wurden 
im Rahmen einer Risikoanalyse aufbereitet und an die verantwortlichen Stellen weitergeleitet. 
Die Risiken wurden bewertet, um für die folgenden Geschäftsperioden Vergleichszahlen zu 
erhalten und Prognosen zu ermöglichen. Hierzu wurden die möglichen Schadenshöhen und 
Eintrittswahrscheinlichkeiten geschätzt. Die Geschäftsführung hat auf Basis der Risikotragfä-
higkeit eine klare Definition der Strategie, der Geschäftsarten sowie der akzeptierbaren und 
nicht akzeptierbaren Risiken vorgegeben und das vertretbare Gesamtrisiko definiert. Zur Ver-
meidung überhöhter Risikokonzentration werden die Risiken auf voneinander unabhängige 
Zahlungsströme verteilt. 
 
Durch seine Geschäftstätigkeit ist der Konzern Kreditrisiken, Liquiditätsrisiken und Marktrisiken 
ausgesetzt. 
 
Das übergreifende Risikomanagement des Konzerns ist auf die Unvorhersehbarkeit der Ent-
wicklungen an den Immobilien- und Geldmärkten fokussiert und zielt darauf ab, die potenziell 
negativen Auswirkungen auf die Finanzlage des Konzerns zu minimieren.  
 
Das Risikomanagement erfolgt durch die kaufmännische Abteilung (Konzernfinanzabteilung) 
entsprechend der von der Geschäftsleitung verabschiedeten Leitlinien. Die Konzernfinanzab-
teilung identifiziert, bewertet und sichert finanzielle Risiken in enger Zusammenarbeit mit den 
operativen Einheiten des Konzerns. Die Geschäftsleitung gibt die Prinzipien für das bereichs-
übergreifende Risikomanagement sowie Richtlinien für bestimmte Bereiche vor. 
 
(a) Marktrisiko  
Das Marktrisiko beinhaltet insbesondere das zinsbedingte Risiko aus Änderungen des beizule-
genden Zeitwerts (insbesondere bei verzinslichen Vermögenswerten und Schulden) und das 
Marktpreisrisiko (insbesondere bei Grundstücken und Gebäuden).  
 
(i) Fremdwährungsrisiko  
Der Konzern ist nahezu ausschließlich in Deutschland tätig und infolgedessen keinem Fremd-
währungsrisiko ausgesetzt. 
 
(ii) Kurs - bzw. Preisrisiko  
Der Konzern ist grundsätzlich keinem Kursänderungsrisiko seiner Eigenkapitalbeteiligungen 
ausgesetzt, da es sich bei den vom Konzern gehaltenen wesentlichen Beteiligungen um nicht 
notierte Eigenkapitaltitel handelt. Der Konzern ist jedoch dem Risiko der Baupreisänderungen 
auf den Beschaffungsmärkten ausgesetzt. 
 
(iii) Zinsrisiko  
Der Konzern finanziert seine Projektentwicklungen je nach Umfang und Vertragsmodalitäten 
kurz- und langfristig und ist insofern dem Risiko der Zinsänderung ausgesetzt. Zur Absicherung 
des Zinsänderungsrisikos bedient sich der Konzern soweit erforderlich derivativer Finanzinstru-
mente, um die Risiken aus Zinsänderungen zu minimieren.  
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(b) Kreditrisiko (Ausfallrisiko)  
Das Kreditrisiko liegt in der Verschlechterung der wirtschaftlichen Verhältnisse von Kreditneh-
mern oder Kontrahenten der Konzernunternehmen begründet. Daraus resultiert die Gefahr des 
teilweisen oder vollständigen Ausfalls vertraglich vereinbarter Zahlungen bzw. Leistungen. Au-
ßerdem können sich bonitätsbedingte Wertminderungen bei Finanzinstrumenten ergeben. Im 
Konzern bestehen keine signifikanten Konzentrationen hinsichtlich möglicher Kreditrisiken. 
Projektentwicklungen bzw. Verkäufe werden in der Regel nur getätigt, wenn ausreichende 
Kenntnis über die Bonität des Auftraggebers bzw. Kunden besteht. Verträge über Finanztrans-
aktionen werden nur mit Finanzinstituten höchster Bonität abgeschlossen. Der Konzern hat 
eine Geschäftspolitik, die das Kreditrisiko im Hinblick auf die einzelnen Finanzinstitute auf einen 
bestimmten Betrag beschränkt (weitere Erläuterungen unter 3.2.). 
 
(c) Liquiditätsrisiko  
Unter Liquiditätsrisiko wird das Risiko verstanden, dass das Unternehmen nicht über genügend 
Finanzierungsmittel verfügt, um seinen Zahlungsverpflichtungen nachzukommen. Die Zah-
lungsverpflichtungen resultieren dabei sowohl aus Zins- und Tilgungsleistungen als auch aus 
neuen Investments. Das Liquiditätsrisiko umfasst auch das Risiko, dass bei Bedarf nicht ausrei-
chend Liquidität zu den erwarteten Konditionen beschafft werden kann (Refinanzierungsrisiko) 
oder aufgrund unzulänglicher Marktliquidität Geschäfte nicht oder nur mit Verlusten aufgelöst 
werden können (Marktliquiditätsrisiko). Ein vorsichtiges Liquiditätsmanagement schließt das 
Halten einer ausreichenden Reserve an Zahlungsmitteln bzw. Zahlungsmitteläquivalenten so-
wie die Möglichkeit zur Finanzierung durch einen adäquaten Betrag an zugesagten Kreditlinien 
ein. Aufgrund der Dynamik des Geschäftsumfelds, in dem der Konzern operiert, ist es Ziel der 
Konzernfinanzabteilung, die notwendige Flexibilität in der Finanzierung beizubehalten, indem 
ausreichend ungenutzte Kreditlinien bestehen. Der erwartete Liquiditätsbedarf soll durch früh-
zeitige Prognose unter normalen Marktbedingungen zu marktüblichen Konditionen finanziert 
werden. Es sollen sowohl Verluste aus der Aufnahme von Geldern zu überhöhten Zinsen als 
auch die Anlage zu unter dem Marktniveau liegenden Zinssätzen vermieden werden. 
 
3.2 Quantitative Angaben  
 
Ausfallrisiko  
 
Risikokonzentrationen im Bereich Beschaffung, so dass besondere Abhängigkeiten vorliegen 
bzw. dass bestimmte Vorleistungen lediglich von ausgewählten Geschäftspartnern erbracht 
werden können, liegen bei Groß & Partner nicht vor.  
 
Ebenso liegen keine Risikokonzentrationen im Bereich Absatz derart vor, dass bedeutende For-
derungspositionen gegenüber einem bestimmten Kunden bestehen. Im Hinblick auf die geo-
grafische Verteilung hat Groß & Partner besondere Tätigkeitsschwerpunkte in Frankfurt am 
Main. 
 
Der in der Bilanz ausgewiesene Buchwert der finanziellen Vermögenswerte und Zahlungsmittel 
stellt das maximale Ausfallrisiko dar. Ein Ausfallrisiko aus derivativen Kontrakten besteht 
ebenso wenig wie ein Risiko aus der Inanspruchnahme aus finanziellen Garantien. Kreditzusa-
gen wurden von Groß & Partner nicht gewährt. Somit besteht auch diesbezüglich kein Ausfall-
risiko.  
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Anlagen  zum Konzernanhang  
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Vollkonsolidierte Gesellschaften in 202 5 
 
Gesellschaft  Sitz Beteiligungs -

quote  
  % 
Groß Immobilienverwaltungs GmbH Frankfurt am Main 100,00 
Jürgen Groß Bauen und Wohnen GmbH Frankfurt am Main 100,00 
Groß & Omikron Zweite GmbH & Co. KG Frankfurt am Main 100,00 
G & P Dritte Grundbesitzgesellschaft mbH Frankfurt am Main 100,00 
Groß Castor Grundstücksentw. GmbH Frankfurt am Main 100,00 
G&P Hermes Projektentwicklungs GmbH & Co. KG Frankfurt am Main 100,00 
G&P Kalima GmbH & Co. KG Frankfurt am Main 99,00 
G&P Ignis Grundstücksentwicklungs GmbH & Co. KG Frankfurt am Main 99,00 
G&P Terra Grundstücksentwicklungs GmbH & Co. KG Frankfurt am Main 99,00 
G&P Galateia Grundstücksentwicklungs GmbH & Co. KG Frankfurt am Main 99,00 
GP Con GmbH Frankfurt am Main 100,00 
G&P Erste Management GmbH Frankfurt am Main 100,00 
G&P Zweite Management GmbH Frankfurt am Main 100,00 
G&P Dritte Management GmbH Frankfurt am Main 100,00 
G&P Vierte Management GmbH Frankfurt am Main 100,00 
Überseequartier Beteiligungs GmbH Frankfurt am Main 100,00 
G&P Devon & Co. KG Frankfurt am Main 99,00 
G&P Stenium GmbH & Co. KG Frankfurt am Main 99,00 
G&P Trias GmbH & Co. KG Frankfurt am Main 99,00 
G&P Silur GmbH & Co. KG Frankfurt am Main 99,00 
G&P Kambrium GmbH & Co. KG Frankfurt am Main 99,00 
G&P Tonium GmbH & Co. KG Frankfurt am Main 99,00 
GP Log GmbH Frankfurt am Main 100,00 
G & P Synedrio GmbH & Co. KG Frankfurt am Main 99,00 
G & P Synoris GmbH & Co. KG Frankfurt am Main 99,00 
G&P Eos GmbH Frankfurt am Main 100,00 
G & P Mezza Delos GmbH & Co. KG Frankfurt am Main 99,00 
G & P Delos GmbH & Co. KG Frankfurt am Main 37,60 
G&P Cirrus GmbH & Co. KG Frankfurt am Main 99,00 
G&P Immobilienverwaltungs GmbH*  Frankfurt am Main 100,00 
GP Capital GmbH Frankfurt am Main 100,00 
GP Trust GmbH Frankfurt am Main 100,00 
GP Sales GmbH (zuvor: NM Schiller Service GmbH) Frankfurt am Main 100,00 
Bauherrenservicer Ignis GmbH & Co. KG Frankfurt am Main 99,00 
G&P Delos Verwaltungsgesellschaft mbH Frankfurt am Main 76,00 
ARGE Stadtbahnstrecke Europaviertel Frankfurt Frankfurt am Main 95,00 
G&P Ignis SU 1a SCS Luxemburg (LUX) 99,00 
G&P Ignis SU 1b SCS Luxemburg (LUX) 99,00 
G&P Ignis SU 1c SCS Luxemburg (LUX) 99,00 
G&P Ignis SU 1d SCS Luxemburg (LUX) 99,00 
G&P Ignis SU 2 SCS Luxemburg (LUX) 99,00 
G&P Ignis SU 3 SCS Luxemburg (LUX) 99,00 

    *  Zuvor: G&P Ithaka Grundstücksentwicklungs GmbH 
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III. Bestätigungsvermerk des  
unabhängigen Abschlussprüfers  
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Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeig-
net sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Konzernabschluss und zum Konzern-
lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Konzernabschlusses, der 
den IFRS Accounting Standards, wie sie in der EU anzuwenden sind, und den ergänzend nach 
§ 315e Abs. 1 HGB anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften in allen wesentlichen 
Belangen entspricht, und dafür, dass der Konzernabschluss unter Beachtung dieser Vorschriften 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des Konzerns vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die inter-
nen Kontrollen, die sie als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Konzernab-
schlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolo-
sen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder 
Irrtümern ist.  

Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verant-
wortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit zu bilanzieren, es sei denn, es besteht die Absicht den Konzern zu liquidieren oder 
der Einstellung des Geschäftsbetriebs oder es besteht keine realistische Alternative dazu. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Konzernlage-
berichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns vermittelt sowie in al-
len wesentlichen Belangen mit dem Konzernabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzli-
chen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Konzern-
lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften 
zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Konzernlagebe-
richt  erbringen zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Konzernabschlusses und des Konzernlage-
berichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Konzernabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder 
Irrtümern ist, und ob der Konzernlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Konzerns vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Konzernabschluss sowie mit  
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